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ves Handeln bei der Abwehr von Schäden und Gefah­
ren, um die Gesellschaft und sich selbst vor Verlusten 
zu bewahren. Zur Förderung eines solchen Verhaltens 
sieht der Entwurf u. a. Ersatzansprüche für Bürger vor, 
die aus gesellschaftlicher Verantwortung Schäden ver­
hindert oder gemindert haben und dabei selbst Schä­
den erleiden oder Aufwendungen haben.
Neben der Orientierung auf die Vorbeugung beinhal­
tet der Entwurf auch die erforderlichen Regelungen 
über die Wiedergutmachung eingetretener Schäden. Die 
gesetzliche Verpflichtung zum Ersatz eines verursach­
ten Schadens dient dem Ausgleich entstandener Nach­

teile. Sie ist gleichzeitig auf die verantwortungsbewußte 
Einhaltung und Erfüllung der den Bürgern und Be­
trieben obliegenden Verhaltenspflichten gerichtet.

♦

Der Entwurf des Zivilgesetzbuchs ist ein wichtiger Bau­
stein zur Vervollständigung der sozialistischen Rechts­
ordnung unseres Staates. Seine Regelungen haben un­
mittelbar Bedeutung für die Gestaltung der Lebens­
verhältnisse eines jeden Bürgers, weshalb auch vor­
gesehen ist, den Entwurf der interessierten Öffentlich­
keit zugänglich zu machen.
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Aufbau und Gliederung des Entwurfs des Zivilgesetzbuchs
Ein wichtiges Anliegen der Arbeiten am Entwurf des 
Zivilgesetzbuchs war es von Anfang an, die gesetzliche 
Regelung des Zivilrechts für den Bürger so überschaubar 
und verständlich wie möglich zu machen. Dabei kommt 
— neben einer lebensnahen Gesetzessprache — dem 
zweckmäßigen Aufbau und der Gliederung des Gesetz­
buchs große Bedeutung zu.
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Anliegen und Aufbau des ZGB-Entwurfs
Hauptanliegen des Zivilgesetzbuchs ist es, im Rahmen 
der vom VIII. Parteitag beschlossenen Hauptaufgabe zur 
besseren Befriedigung der Bedürfnisse der Bürger und 
zur Erhöhung ihres materiellen und kulturellen Lebens­
niveaus beizutragen, und zwar insbesondere auf den 
Gebieten des Wohnens und der Versorgung mit Kon­
sumgütern und Dienstleistungen. Entsprechend, dieser 
Funktion werden die für die Gestaltung der täglichen 
Beziehungen der Bürger wichtigen und wesentlichen 
Regelungen in den Mittelpunkt des Gesetzes gestellt. Die 
Gliederung des Gesetzes erfolgte in erster Linie nach 
Lebenskomplexen unter dem Gesichtspunkt, jm tägli­
chen Leben zusammenhängende Fragen auch zusammen­
hängend und komplex darzustellen. Unter diesem 
Aspekt wurden bewußt bestimmte Abweichungen von 
der bisher üblichen Systematisierung in Kauf genom­
men.
Auch die Frage nach der Gliederung eines Gesetzes ist 
unter dem Aspekt zu entscheiden, für wen das Gesetz 
gemacht wird, wessen Interessen es zum Ausdruck 
bringen soll. Im Unterschied und in prinzipieller Ab­
grenzung zum BGB, das in seiner ganzen Anlage als 
ein Gesetz für die Juristen, Wirtschaftsunternehmen 
und Gerichte konzipiert war, richtet sich das Zivilge­
setzbuch unmittelbar an die Bürger mit der Aufforde­
rung, auf seiner Grundlage eigenverantwortlich ihre 
Zivilrechtsbeziehungen zu gestalten und dabei auftre­
tende Konflikte zu lösen. Das erfordert vom Gesetz op­
timale Übersichtlichkeit und Verständlichkeit, damit 
sich die Bürger im Gesetz zurechtfinden und Antwort 
auf die Fragen erhalten, die ihre persönlichen Lebens­
verhältnisse betreffen.
Mit der Gliederung des Gesetzes soll weiter erreicht 
werden, daß sich die rechtliche Ausgestaltung der ein­
zelnen Verhältnisse auf die Regelungen konzentriert, 
die für die jeweiligen Beziehungen typisch und wesent­
lich sind, d. h. die den täglichen Lebensverhältnissen 
der Bürger in der sozialistischen Gesellschaft entspre­
chen. Besonderheiten, die nur gelegentlich auftreten, 
wie z. B. die Erfüllung durch Hinterlegung, die Zahlung 
in fremder Währung, die Mehrheit von Schuldnern und 
Gläubigem, die Begründung von Pfandrechten als Si­
cherheiten u.a., wurden deshalb bei der Darstellung der

wesentlichen Rechte und Pflichten der Beteiligten aus­
geklammert, um damit die typischen Lebens- und Ge­
schehensabläufe deutlicher zu machen und die Rege­
lung gleichzeitig von belastenden Einzelheiten und Be­
sonderheiten zu befreien. Diese „ausgesonderten“ Be­
stimmungen und einige weitere für das Verständnis 
des Gesetzes erforderliche Definitionen sind im letzten 
Teil des Zivilgesetzbuchs zusammengefaßt.
Von diesen Überlegungen ausgehend, enthält der Ent­
wurf keinen allgemeinen Teil. Die Zusammenfassung 
allgemeiner Regeln und Begriffe in einem selbständigen 
Teil möglichst noch am Anfang des Gesetzes macht — 
das haben Aussprachen mit Werktätigen und Vertre­
tern der Praxis ergeben — das Gesetz für den Bürger 
schwer zugänglich. Gerade die Abstraktheit und die 
damit notwendigerweise verbundene Lebensfremdheit 
der Regeln des BGB waren es — abgesehen von ande­
ren Gesichtspunkten —, die dem arbeitenden Menschen 
den Zugang zu diesem Gesetz versperrt und seine 
Anwendung, Auslegung und Durchsetzung zu einer 
Sache der juristischen Experten gemacht haben.
Der Verzicht auf einen allgemeinen Teil bedeutet da­
bei keineswegs Verzicht auf klare und eindeutige Fest­
legungen der Rechte und Pflichten der Beteiligten und 
auch nicht auf notwendige Definitionen und eine ein­
deutige Begriffsverwendung. Der Entwurf enthält sie 
in dem notwendigen Umfang.
Bezüglich der Art und Weise der Darstellung wird im 
Ealwutl.diS. Msthaflg angewandt, die erforderlichen all­
gemeinen Regelungen dort zu treffen, wo sie bei der 
Abwicklung der vom Zivilgesetzbuch erfaßten Lebens- 
■verhältnissq praktisch bedeuteam werden. Dies sei an 
Beispielen deutlich gemacht:
Die notwendigen Regelungen über die Handlungsfähig­
keit, die Vertretung und Vollmacht sind im Ersten Ka­
pitel des Dritten Teils „Allgemeine Bestimmungen über 
Verträge“ enthalten. Dabei wird davon ausgegangen, 
daß beim Abschluß von Verträgen, der wichtigsten 
Form zur Begründung zivilrechtlicher Beziehungen im 
praktischen Leben, die Frage der Handlungsfähigkeit 
für den Bürger zum ersten Mal bedeutsam wird. Auch 
die Fragen der möglichen Vertretung bei Rechtsge­
schäften, ihrer Wirkung und Folgen sind für ihn erst 
in diesem Zusammenhang wichtig. Deshalb erfolgte 
ihre Regelung an dieser Stelle. Durch einen entspre­
chenden Verweis wird klargestellt, daß diese Bestim­
mungen — das trifft gleichermaßen für alle allgemei­
nen Bestimmungen über Verträge zu — auch für alle 
anderen zivilrechtlichen Beziehungen anzuwenden 
sind.
In den allgemeinen Bestimmungen über die vertrag­
liche Verantwortlichkeit für Pflichtverletzungen wurde
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